
Anlage 3



1. PLANZEICHEN UND PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

 (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. BauNVO) 
 
 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 1 Abs. 3, Abs. 6 sowie § 4 BauNVO) 

 

WA Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO 

 Im allgemeinen Wohngebiet werden gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO die nach § 4 Abs. 3 

BauNVO zulässige Ausnahme ausgeschlossen.  

 

 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16 - 20 BauNVO) 

 

GR Grundfläche (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)  

120 m² Die nach § 19 Abs. 2 maximal zulässige Grundfläche wird je Baugrundstück auf 120 m² 

festgesetzt. 

 Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 

4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen wird auf maximal 80 m² begrenzt.  

 

GF Geschossfläche (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 und § 20 BauNVO) 

z.B. 240 m² Die maximale Geschossfläche wird entsprechend des Planeinschriebs im WA1 auf  

 290 m² und im WA2 auf 240 m² festgesetzt.  

 Die Flächen von Aufenthaltsräumen in Nichtvollgeschossen sind nicht in die Ermittlung 

der Geschossfläche mit einzubeziehen. 

  

FH Firsthöhe (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO)  

 Die maximale Firsthöhe wird auf 11,00 m festgesetzt. Hiervon ausgenommen sind Ge-

bäude mit Pultdächern; hier wird die maximale Firsthöhe auf 9,00 m festgesetzt. 

 Bezugspunkt für die Bestimmung der Firsthöhe ist die Oberkante der öffentlichen 

Verkehrsfläche (OK Gehweg / Mischfläche) an der Grenze des jeweiligen Baugrundstü-

ckes; angesetzt wird die Mitte der straßenseitigen Fassade, gemessen rechtwinklig zur 

Straßenachse in Fahrbahnmitte, bis zum Schnittpunkt der Dachfläche bzw. Oberkante 

des Gebäudes. 

 

z.B. II Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 und § 20 Abs. 1 BauNVO) 

Im WA1 werden drei Vollgeschosse und im WA2 zwei Vollgeschosse als Höchstgrenze 

festgesetzt. 

  

 
1.3 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

 
2 Wo Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Gebäuden wird im WA2 auf zwei Wohnun-

gen je Gebäude begrenzt. 

 

 

1.4 Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 und § 23 BauNVO) 

 

o Offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 

 Im allgemeinen Wohngebiet wird die offene Bauweise festgesetzt.  

 

 Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 

 Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Stellplätze und Garagen, gemäß  

 § 12 BauNVO zulässig, Nebenanlagen, im Sinne des § 14 BauNVO, werden ausgeschlos-

sen. 
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1.6 Sonstige Planzeichen (§ 9 Abs. 7 BauGB; § 16 Abs. 5 BauNVO) 
 

 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes  
  
 

  Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 
 
 

1.7 Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB) und Kennzeichnungen  
 

L Grenze des Landschaftsschutzgebietes „Stadt Kassel“ - Zone I 
Die Bestimmungen der Verordnung zum Schutz von Landschaftsteilen in dem Landkreis 

Kassel im Regierungsbezirk Kassel - Landschaftsschutzgebiet „Stadt Kassel“ vom 29. Juni 

2006 sind zu beachten. 

 

 Flurstücksgrenze 
 

 

 Flurstücksnummer 
 

 

 Vermaßung in Meter 
 

 

Darstellungen außerhalb des Geltungsbereiches sind, mit Ausnahme der Nutzungsschablone, nur 

nachrichtlich. 

1.5 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 
   HG Private Grünfläche – Zweckbestimmung Hausgärten 

Innerhalb dieser Fläche sind bauliche Anlagen unzulässig. Es gelten die Bestimmungen 

der Verordnung zum Schutz von Landschaftsteilen in dem Landkreis Kassel im  

Regierungsbezirk Kassel - Landschaftsschutzgebiet „Stadt Kassel“ vom 29. Juni 2006. 
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4. HINWEISE 
 

4.1 Bodendenkmäler 

 Treten bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 

sonstige Funde (z.B. Scherben, Steingeräte, Skelette etc.) zu Tage, so ist gem. §§ 19 und 20 

Hessisches Denkmalschutzgesetz das Landesamt für Denkmalpflege, Abt. Vor- und Frühgeschichte, 

Außenstelle Marburg, Ketzerbach 11, 35037 Marburg, unverzüglich zu informieren. Die Arbeiten sind 

vorübergehend einzustellen. In zu erteilende Baugenehmigungen ist die Anzeigepflicht gemäß § 20 

DSchG aufzunehmen. 

 

4.2 Bombenabwurfgebiet 

 Die Flächen des Geltungsbereiches liegen innerhalb eines Bombenabwurfgebietes. Vom Vorhanden-

sein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. Eine sys-

tematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, ggfls. nach Abtrag des Oberbodens) ist daher 

vor Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen erforderlich, auf denen 

bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Die Kosten für die Kampfmittelräumung sind vom 

Antragsteller/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder sonstigen Berechtigten (z.B. 

Eigentümer/Eigentümerin, Investor/Investorin) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind von diesen 

selbst bei einer Fachfirma in Auftrag zu geben und zu bezahlen. 

 

4.3 Energieeinsparverordnung (EnEV) und Erneuerbare-Energie-Wärmegesetz (EEWärmeG) 

 Die zum Zeitpunkt der Bauantragsstellung bzw. der Errichtung baulicher Anlagen gültigen Be-

stimmungen der EnEV sowie des EEWärmeG sind einzuhalten. 

 

4.4 Grundwasserschutz 

 Die zum Zeitpunkt der Bauantragsstellung bzw. der Errichtung baulicher Anlagen gültigen Be-

stimmungen des Hessischen Wasserschutzgesetzes (HWG) sind einzuhalten. 

 

4.5 Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von Stellplätzen und zur Herstellung 

von Abstellplätzen für Fahrräder (Stellplatzsatzung) 

Anzahl, Größe und Gestaltung der erforderlichen Stellplätze und Garagen richten sich nach der 

jeweils gültigen Fassung  der Stellplatzsatzung der Stadt Kassel. 

 

4.6 Schutz des Mutterbodens (gem. § 202 BauGB) 

 Mutterboden, der bei der Errichtung und Veränderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen 

anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten 

und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

 

4.7 Abwasserbeseitigungssatzung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Kassel in 

ihrer jeweils gültigen Fassung.  

 

4.8 Versickerung von Regenwasser 

Die wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung von Regenwasser wird von der Unteren 

Wasserbehörde erteilt. 
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2. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN OHNE PLANZEICHEN 

(§ 9 ABS. 1 BAUGB) 
 

2.1 Mindestgröße der Baugrundstücke gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 

Im allgemeinen Wohngebiet müssen Baugrundstücke eine Mindestgröße von 600 m² aufweisen. 

 

2.2 Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

 Die zur Versorgung des Gebietes notwendigen Versorgungsleitungen (Strom, Telekommunikation) 

sind unterirdisch zu verlegen. 

 

2.3 Niederschlags- / Oberflächenwasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Abs. 6 BauGB) 

 Das Niederschlags- / Oberflächenwasser auf den privaten Grundstücken kann in die Kanalisation 

abgeführt oder auf den privaten Grundstücken versickert, zur Gartenbewässerung aufgefangen oder 

als Brauchwasser verwendet werden, sofern die Beschaffenheit des Bodens dies zulässt und 

wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. 

 Der Einbau von unterirdischen oder in das Gebäude integrierten Zisternen ist zulässig. 

 

2.4 Gebiete, in denen bestimmte luftverunreinigende Stoffe nicht oder nur beschränkt 

verwendet werden dürfen (§ 9 Abs. 1 Nr.23a BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Brennstoffe gemäß 1. BImSchV § 3 Nr. 4 bis 13 in 

Feuerungsanlagen in Neubauvorhaben und bei Ersatzinvestitionen nur zulässig, soweit die 

Feuerungsanlagen bereits heute die Emissionsgrenzwerte der Stufe 2 gemäß 1. BImSchV § 5 (1) 

einhalten. Damit gilt für Staub ein Grenzwert von 0,02 g/m³ und für CO von 0,4 g/m³. 

Soweit vorhanden, sind aktuellere Anforderungen des Umweltzeichens „Blauer Engel“ einzuhalten. 

Die Verwendung fester fossiler Brennstoffe gemäß 1. BImSchV § 3 (1) Nr. 1 bis 3a (Kohle, Koks, Torf) 

ist unzulässig. 

 

2.5 Garagen und Carports 

Im allgemeinen Wohngebiet müssen Garagen und Carports mindestens 3,00 m Abstand zur 

öffentlichen Verkehrsfläche aufweisen. 

 

 



 

3. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
 (§ 81 HESSISCHE BAUORDNUNG I.V.M. § 9 ABS. 4 BAUGB) 
 
3.1 Gestaltung der Dächer (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

Für Hauptdächer werden Dachneigungen im WA1 von 0° bis maximal 38° und im WA2 von 0° bis 35° 

zugelassen.  

 

3.2 Dachbegrünung (§ 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 
 Flachdächer sind extensiv zu begrünen und dauerhaft zu pflegen (Mindestaufbau von 5 cm 

durchwurzelungsfähigem Substrat). Dies gilt nicht bei der Anordnung notwendiger technischer 

Anlagen oder Anlagen zur Nutzung regenerativer Energiequellen sowie für Flachdächer, die als 

Terrasse dienen. 

 

3.3 Nutzung und Gestaltung der Grundstücksfreiflächen (§ 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 

(1) Auffüllungen und Abtragungen  

Auffüllungen und Abtragungen auf dem Grundstück sind so durchzuführen, dass die gegebenen 

natürlichen Geländeverhältnisse möglichst wenig beeinträchtigt werden. Entlang von öffentlichen 

Straßen werden Auffüllungen bis max. Straßenniveau zugelassen. 

 

(2) Grundstücksfreiflächen 
Notwendige Erschließungsflächen, Stellplätze, Zufahrten und sonstige zu befestigende 

Grundstücksfreiflächen sind in wasserdurchlässigem Aufbau herzustellen oder bei der Verwendung 

anderer Materialien so anzulegen, dass sie in seitliche Grünflächen entwässern können 
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4. HINWEISE 
 

4.1 Bodendenkmäler 

 Treten bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und 

sonstige Funde (z.B. Scherben, Steingeräte, Skelette etc.) zu Tage, so ist gem. §§ 19 und 20 

Hessisches Denkmalschutzgesetz das Landesamt für Denkmalpflege, Abt. Vor- und Frühgeschichte, 

Außenstelle Marburg, Ketzerbach 11, 35037 Marburg, unverzüglich zu informieren. Die Arbeiten sind 
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 Die Flächen des Geltungsbereiches liegen innerhalb eines Bombenabwurfgebietes. Vom Vorhanden-

sein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. Eine sys-
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Eigentümer/Eigentümerin, Investor/Investorin) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind von diesen 
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Anzahl, Größe und Gestaltung der erforderlichen Stellplätze und Garagen richten sich nach der 

jeweils gültigen Fassung  der Stellplatzsatzung der Stadt Kassel. 

 

4.6 Schutz des Mutterbodens (gem. § 202 BauGB) 

 Mutterboden, der bei der Errichtung und Veränderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen 

anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten 

und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

 

4.7 Abwasserbeseitigungssatzung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Kassel in 

ihrer jeweils gültigen Fassung.  

 

4.8 Versickerung von Regenwasser 

Die wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung von Regenwasser wird von der Unteren 

Wasserbehörde erteilt. 

 

 

2. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN OHNE PLANZEICHEN 

(§ 9 ABS. 1 BAUGB) 
 

2.1 Mindestgröße der Baugrundstücke gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 3 

Im allgemeinen Wohngebiet müssen Baugrundstücke eine Mindestgröße von 600 m² aufweisen. 

 

2.2 Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

 Die zur Versorgung des Gebietes notwendigen Versorgungsleitungen (Strom, Telekommunikation) 

sind unterirdisch zu verlegen. 

 

2.3 Niederschlags- / Oberflächenwasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und Abs. 6 BauGB) 

 Das Niederschlags- / Oberflächenwasser auf den privaten Grundstücken kann in die Kanalisation 

abgeführt oder auf den privaten Grundstücken versickert, zur Gartenbewässerung aufgefangen oder 

als Brauchwasser verwendet werden, sofern die Beschaffenheit des Bodens dies zulässt und 

wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. 

 Der Einbau von unterirdischen oder in das Gebäude integrierten Zisternen ist zulässig. 

 

2.4 Gebiete, in denen bestimmte luftverunreinigende Stoffe nicht oder nur beschränkt 

verwendet werden dürfen (§ 9 Abs. 1 Nr.23a BauGB) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Brennstoffe gemäß 1. BImSchV § 3 Nr. 4 bis 13 in 

Feuerungsanlagen in Neubauvorhaben und bei Ersatzinvestitionen nur zulässig, soweit die 

Feuerungsanlagen bereits heute die Emissionsgrenzwerte der Stufe 2 gemäß 1. BImSchV § 5 (1) 

einhalten. Damit gilt für Staub ein Grenzwert von 0,02 g/m³ und für CO von 0,4 g/m³. 

Soweit vorhanden, sind aktuellere Anforderungen des Umweltzeichens „Blauer Engel“ einzuhalten. 

Die Verwendung fester fossiler Brennstoffe gemäß 1. BImSchV § 3 (1) Nr. 1 bis 3a (Kohle, Koks, Torf) 

ist unzulässig. 

 

2.5 Garagen und Carports 

Im allgemeinen Wohngebiet müssen Garagen und Carports mindestens 3,00 m Abstand zur 

öffentlichen Verkehrsfläche aufweisen. 
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Planunterlagen hergestellt nach dem unter Zugrun-
delegung der Flurkarte entstehenden städtischen 
Kartenwerk durch Vermessung und Geoinformation 
der Stadt Kassel 
(Zuständigkeit nach § 15 (2) Nr. 3 HVGG).

Kassel, 

Vermessung und Geoinformation

...................................................
         Vermessungsoberrat

Aufgestellt,
 
 
 

Kassel, 

                                             Stadtplanung, Bauaufsicht
        Der Magistrat                     und Denkmalschutz

.....................................        ..........................................
            Stadtrat                             Ltd. Baudirektor

Als Bebauungsplan-Entwurf zur öffentlichen Ausle-
gung beschlossen von der Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Kassel gemäß § 3 Abs. 2 Satz
1 und 2 des BauGB am                        .

Kassel, 

Die Stadtverordnetenversammlung

.......................................................
       Stadtverordnetenvorsteher

Öffentlich auszulegen in der Zeit vom
bis einschließlich                          .
 
 
 

Kassel,  

        Der Magistrat

.....................................
            Stadtrat

Hat öffentlich ausgelegen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1
und 2 BauGB vom                        bis einschließlich
                        . Ort und Zeit der öffentlichen Ausle-
gung wurden bekanntgemacht in der Stadtausgabe
Kassel der Hessisch-Niedersächsischen Allgemeinen
Nr.          vom                       .
 
Kassel, 
Stadtplanung, Bauaufsicht
     und Denkmalschutz
   
..........................................
     Techn. Angestellter

Als Satzung beschlossen von der Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Kassel gemäß § 10 BauGB
am                        .
 
Kassel, 

Die Stadtverordnetenversammlung

.......................................................
       Stadtverordnetenvorsteher

Der von der Stadtverordnetenversammlung als Sat-
zung beschlossene Bebauungsplan ist gemäß § 10
Abs. 3 des BauGB vom 27.08.1997 (BGBI. I S. 2141)
ortsüblich bekanntzumachen.

Kassel, 

     Der Magistrat

.....................................
   Oberbürgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde bekanntgemacht in
der Stadtausgabe Kassel der Hessisch-Niedersächsi-
schen Allgemeinen Nr.          vom                         .
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft gesetzt worden.

Kassel, 

        Der Magistrat

.....................................
            Stadtrat

VERFAHRENSVERMERKE (beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB)
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